
   

 

   zurück zur Übersicht

 Presseerklärung

17.11.2005
 
 

 Amnestieregelung für Asylbewerber in Schweden:
 
Ausländerbeirat fordert Hessische Landesregierung zum Umdenken auf
 
 
Vor dem Hintergrund neuer Regelungen in Schweden, die in der Praxis einer

Amnestie gleichkommen und bisher nicht anerkannten Asylbewerbern zum

Daueraufenthalt verhelfen, fordert der Landesausländerbeirat Hessen (agah) eine

ähnliche Verfahrensweise in Deutschland.

 

„Da dies jedoch nur im Konsens zwischen dem Bund und den Ländern möglich

ist, muss insbesondere die Hessische Landesregierung zum Umdenken

aufgefordert werden, da sie bisher eine großzügige Altfallregelung vehement

ablehnt“, so der agah-Vorsitzende Manuel Parrondo heute in Wiesbaden. 

 

Passende Gelegenheit hierzu böte die nächste Innenministerkonferenz am 8./9.

Dezember 2005 in Karlsruhe.  Manuel Parrondo: „Die Notwendigkeit einer

umfassenden Bleiberechtsregelung liegt auf der Hand. Dem kann und darf sich

die Hessische Landesregierung nicht verschließen!“

 

Es ist ein auf Dauer untragbarer Zustand, dass auch in Hessen zahlreiche

Menschen -darunter viele Kinder- mit einem unklaren Aufenthaltsstatus leben, der

ihnen jegliche Lebensperspektive und Planungssicherheit raube. „Das es auch

anders geht, zeigt das Beispiel Schweden“, so Parrondo abschließend.
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